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Unwirksame Gerichtsstandsklauseln
in „Lieferketten“

Im Wege eines vom franz�sischen Kassati-
onshof eingeleiteten Vorabentscheidungsver-
fahrens entschied der EuGH (RIW 2013,
245) Anfang 2013 �ber die Auslegung des
Art. 23 Verordnung (EG) Nr. 44/2001
(EuGVVO). Diesem Vorabentscheidungsver-
fahren lag ein Streit �ber den Verkauf von
Kompressoren zugrunde. Die urspr�nglich
von dem italienischen Unternehmen Ref-
comp hergestellten Kompressoren wurden
von einem zweiten italienischen Unterneh-
men (Climaveneta) erworben und zusam-
mengesetzt. Die Kompressoren wurden an-
schließend von dem franz�sischen Unterneh-
men Emerson erworben und an die ebenfalls
franz�sische OHG DOUMER weiterver-
kauft, die diese bei Renovierungsarbeiten ei-
nes Immobilienkomplexes zur Installation
von Klimaanlagen ben�tigte. Als an der Kli-
maanlage St�rungen festgestellt wurden und
ein Gutachten belegte, dass diese St�rungen
auf einen Fehler in der Herstellung der Kom-
pressoren zur�ckzuf�hren waren, verklagte
die Versicherung der OHG DOUMER die
Gesellschaften Emerson, Climaveneta und
Refcomp gesamtschuldnerisch auf Schadens-
ersatz vor dem Landgericht Paris. Die Gesell-
schaft Refcomp bestritt jedoch die Zust�ndig-
keit des angerufenen Gerichts und begr�nde-
te diese mit der – in dem ersten Kaufvertrag,
zwischen Refcomp und Climaveneta verein-
barten – Gerichtstandsklausel, der zufolge
die italienischen Gerichte zust�ndig waren.

Dieses Vorbringen wurde sowohl in erster als
auch in zweiter Instanz von den franz�sischen
Gerichten zur�ckgewiesen. Die Richter des
Berufungsgerichts von Paris begr�ndeten
ihre Entscheidung mit der fehlenden Zustim-
mung seitens des sp�teren Erwerbers, der den
vereinbarten Bedingungen des urspr�ngli-

chen Vertrages nie beigetreten w�re. Ferner
seien die besonderen Regeln der EuGVVO
ohnehin nur auf vertragliche Streitigkeiten
anwendbar, das Produkthaftungsrecht be-
gr�nde dagegen ausschließlich deliktische
Anspr�che. Nach der erneuten Zur�ckwei-
sung ihrer Argumentation legte Refcomp Re-
vision beim Kassationshof ein. Letzterer
stellte dem EuGH im Rahmen dieses Verfah-
rens zwei Fragen zur Vorabentscheidung, von
denen nachfolgend allerdings nur eine genau-
er betrachtet werden soll:

„Entfaltet eine zwischen dem Hersteller und
dem K�ufer einer Ware im Rahmen einer Ket-
te von Vertr�gen innerhalb der Gemeinschaft
gem�ß Art. 23 der Verordnung geschlossene
Gerichtsstandsvereinbarung ihre Wirkungen
gegen�ber dem sp�teren Erwerber und, wenn
ja, unter welchen Bedingungen?“

Der EuGH (RIW 2013, 245) hat die Frage
wie folgt beantwortet:

„Art. 23 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001
… ist dahin auszulegen, dass eine in dem Ver-
trag zwischen dem Hersteller eines Gegen-
stands und dem Erwerber vereinbarte Ge-
richtsstandsklausel dem sp�teren Erwerber,
der diesen Gegenstand am Ende einer Kette
von das Eigentum �bertragenden Vertr�gen,
die zwischen in verschiedenen Mitgliedstaa-
ten ans�ssigen Parteien geschlossen wurden,
erworben hat und eine Haftungsklage gegen
den Hersteller erheben m�chte, nicht entge-
gengehalten werden kann, es sei denn, es
steht fest, dass dieser Dritte der Klausel unter
den in diesem Artikel genannten Bedingun-
gen tats�chlich zugestimmt hat.“

In seiner Begr�ndung f�hrt der EuGH aus,
dass eine im Vertrag enthaltene Gerichts-
standsvereinbarung grunds�tzlich nur den
Parteien entgegengehalten werden kann, die
dem Abschluss des konkreten Vertrages, in
dem die Gerichtsstandsklausel enthalten ist,
zugestimmt haben. Im Umkehrschluss be-
deutet dies, dass eine Vertragsklausel immer
die Zustimmung desjenigen erfordert, dem
sie entgegengehalten werden soll. Es ist dem-
entsprechend Aufgabe des nationalen Ge-
richts, so der EuGH, zu �berpr�fen, ob eine
Einigung der betroffenen Parteien bez�glich
der Gerichtsstandsvereinbarung auch tat-
s�chlich vorliegt.

W�hrend in Deutschland die Haftung des
Herstellers im Rahmen des § 823 Abs. 2
BGB i. V. m. dem Produkthaftungsgesetz ein-
deutig dem Deliktsrecht und damit dem au-
ßervertraglichen Schadensersatz zugeordnet
werden kann, hat die franz�sische Rechtspre-
chung �ber Jahre hinweg an dem „notwendi-
gerweise vertraglichen Charakter“ des
Durchgriffs auf den Hersteller festgehalten
(vgl. Cour de Cassation, Civ. 1ère, 9. 10.
1979, 78-12.502). Der vertragliche Charakter

der Haftung ließ sich nach Meinung des Kas-
sationshofes darauf gr�nden, dass es sich bei
dem Haftungsanspruch um ein Recht handelt,
dass akzessorisch zu dem �bertragenen Ei-
gentum ist. Mit dem �bergang des Eigen-
tums gehen dementsprechend alle dem Ei-
gentum akzessorischen Rechte und Pflichten
auf den N�chsterwerber �ber. Geht man somit
davon aus, dass es sich bei der Haftung des
Herstellers gegen den Enderwerber um einen

vertraglichen Haftungsanspruch handelt, so
muss sich der Enderwerber auch umgekehrt
alle Klauseln entgegenhalten lassen, die der
Hersteller und der Ersterwerber seinerzeit im
Ursprungsvertrag vereinbart hatten; das gilt
dann auch f�r eine Gerichtsstandsklausel.
Diese L�sung der vertraglichen Natur der
Haftung mag aus deutscher bzw. europ�-
ischer Sicht zwar konstruiert oder k�nstlich
erscheinen, der franz�sische Kassationshof
hat an dieser Sichtweise jedoch bis vor Kur-
zem festgehalten.

Am 11. 9. 2013 entschied nunmehr das obers-
te franz�sische Gericht (C. Cass. Civ. 1ère,
11. 9. 2013, N09-12.442) im Rahmen des
oben dargestellten Rechtsstreits jedoch, dass
entgegen der Annahme des Herstellers eine
im Ursprungsvertrag vereinbarte Gerichts-
standsklausel keinen Vorrang gegen�ber
Art. 5 und 6 EuGVVO genießt und der
Rechtsstreit insofern auch vor dem Gericht
des Ortes anh�ngig gemacht werden kann, wo
die„streitige“ Vertragsverpflichtungh�ttege-
leistetwerdensollen.MitdieserEntscheidung
folgt der Kassationshof der L�sung, die der
EuGH im Vorabentscheidungsverfahren auf-
gezeigt hat, n�mlich dass allein die Tatsache,
dass es sich um eine „Vertragskette“ handelt,
noch nicht ausreicht, um einem Drittem eine
Klausel aus der Erstvertrag entgegenhalten zu
k�nnen, sondern dass es vielmehr der aus-
dr�cklichen Genehmigung dieser Klausel
durch den Dritten bedarf, damit dieser daran
gebundenist.Die imvorliegendenFallverein-
barte Gerichtsstandsklausel zu Gunsten der
italienischen Gerichte kann der Versicherung
des Enderwerbers folglich nicht entgegenge-
halten werden, da es an der notwendigen Zu-
stimmung desEnderwerbers fehlte.

Mit dem Urteil, das ein weiteres Mal den Ein-
fluss der Rechtsprechung des EuGH auf die
nationalstaatlichen Gerichte veranschau-
licht, n�hert sich die Cour de Cassation dem
europ�ischen und auch dem deutschen Ver-
st�ndnis der rechtlichen Natur der Produkt-
haftung an und erm�glicht eine einheitliche
Rechtsanwendung sowie Rechtsauslegung
im europ�ischen Raum, die vor allem der
Rechtssicherheit im Rahmen von grenz�ber-
schreitenden Liefervertr�gen n�tzt. Proble-
matisch ist die Rechtsprechung allerdings f�r
diejenigen deutschen Hersteller, die ihre Wa-
ren nach Frankreich verkaufen und nun die
Zust�ndigkeit der franz�sischen Gerichte
vertraglich nicht mehr wirksam ausschließen
k�nnen.
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Die Cour de Cassa-
tion folgt dem EuGH
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